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8. Wahlperiode

Schuldenbremse des Grundgesetzes beibehalten, his-
torisch beispiellose Neuverschuldung des Bundes ab-
wenden

I. Der Landtag bittet die Landesregierung, über die jetzt geplanten 
Grundgesetzänderungen und das sogenannte Finanzpaket des Bun-
des zu berichten und darzulegen, welche Auswirkungen ihrer Auffas-
sung nach die genannten Vorhaben auf das Land haben werden.

II. Der Landtag stellt fest, dass das im Deutschen Bundestag verabre-
dete sogenannte Finanzpaket sowie die geplanten Grundgesetzän-
derungen
1. für den Freistaat Thüringen insbesondere hinsichtlich der Entwick-

lung des Landeshaushalts und der finanziellen Belastung der Be-
völkerung des Landes gegenwärtiger wie künftiger Generationen 
eine unverantwortliche Belastung darstellen;

2. die Krise der Wirtschaft im Freistaat Thüringen und in der Bun-
desrepublik Deutschland verschärfen werden und unabsehbare 
Risiken für den Wirtschaftsstandort Thüringen bedeuten.

III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, im Bundesrat gegen 
die Lockerung der sogenannten Schuldenbremse und die weiteren 
Änderungen des Grundgesetzes zu stimmen und der geplanten, his-
torisch beispiellosen Neuverschuldung des Bundes entgegenzuwir-
ken.

Begründung:

Die Bundestagsfraktionen von CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen haben sich auf weitreichende Grundgesetzänderungen verständigt, 
die unter anderem eine Lockerung der sogenannten Schuldenbremse 
im Grundgesetz sowie die Einrichtung eines schuldenfinanzierten so-
genannten Sondervermögens in Höhe von mehreren hundert Milliar-
den Euro vorsehen.

Der Vorgang ist historisch insofern einmalig, als die Beschlüsse vor der 
Konstituierung eines bereits neu gewählten Deutschen Bundestags durch 
den Deutschen Bundestag der 20. Wahlperiode getroffen werden sol-
len, also durch ein Parlament, das nicht mehr die gegenwärtigen politi-
schen Kräfteverhältnisse in der deutschen Wählerschaft widerspiegelt. 
Einmalig ist auch die Höhe der verabredeten Neuverschuldung von etwa 
einer Billion Euro, die unter anderem zur Finanzierung von Kriegsaus-
gaben für den Ukrainekrieg verwendet werden soll. Die Entscheidun-
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gen des Deutschen Bundestags riskieren damit sehenden Auges auch, 
dass Deutschland immer tiefer in einen Krieg ausländischer Mächte und 
schließlich in Kampfhandlungen hineingezogen wird.

Die Maßnahmen werden erhebliche Auswirkungen auf die finanziel-
le Zukunft auch Thüringens haben, indem sie die Schuldenlast künfti-
ger Generationen von Thüringern signifikant erhöhen. Die geplante Lo-
ckerung der Schuldenbremse könnte zu einer Erosion der fiskalischen 
Stabilität führen und die Handlungsspielräume zukünftiger Landesregie-
rungen erheblich einschränken. Eine derart weitreichende Verfassungs-
änderung sollte auch auf Landesebene im Parlament debattiert werden.

Zudem wird die gegenwärtige Wirtschaftskrise Deutschlands durch die 
beschönigend als Sondervermögen deklarierte Kreditaufnahme ver-
schärft werden. Bereits jetzt zeitigen die Verabredungen der genann-
ten Bundestagsfraktionen Auswirkungen auf das Wirtschaftsleben, etwa 
durch den Anstieg von Zinsen mit Folgen beispielsweise für die Bau-
wirtschaft.

Die Landesregierung kann sich nicht auf eine parlamentarische Mehr-
heit ihrer Regierungskoalition stützen und kann von daher nicht bean-
spruchen, den politischen Willen der Thüringer zu repräsentieren; sie 
ist auch deshalb gehalten, den zukunftsgefährdenden Grundgesetzän-
derungen nicht zuzustimmen.

Für die Fraktion:

Braga
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